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Vorwort

Im Vorwort zu Heft 1 dieser ,,Beiträge“ wurde der Arbeitsbereich der ,.Kommission 
für Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien“ zeitlich mit dem 
Jahre 1848 einerseits und der Gegenwart andererseits abgegrenzt. Vom Standpunkt 
des Historikers, der auf ein ausreichendes quellenmäßiges Fundament seiner Arbeiten 
nicht verzichten kann, mag nun der Begriff ,,Gegenwart“ freilich kein ganz einheit­
licher sein. Bei zeitgeschichtlichen Themen wird er sich deshalb stets bewußt bleiben 
müssen, wo die Geschichte aufhört und die Politik beginnt.

Die Kommission hat darum auch erst nach sorgfältiger Prüfung beschlossen, dem 
sehr günstig aufgenommenen Heft 1 ihrer „ Beiträge“ über „Die deutsche Sozialpolitik 
und der Bruch der Großen Koalition im März 1930“ von Helga Timm als Heft 2 
die vorliegende Arbeit von Hans Georg Wieck folgen zu lassen.

Der Verfasser hat vor allem methodisch einen wertvollen Beitrag zur Zeitgeschichte 
geleistet. Berücksichtigt man die politische Spaltung Deutschlands nach der Kata­
strophe von 1945 und die damaligen schweren technischen Hindernisse für die Zusam­
menkünfte und den Meinungsaustausch politischer Kreise, dann erscheint die vor­
genommene Begrenzung auf die Vorgänge in einer Besatzungszone, — und zwar der 
für das Thema wesentlichen —durchaus gerechtfertigt. Auch hier konnte der Verfasser 
seine Ergebnisse nur erzielen, weil ihm neben den Archiven der beiden Parteien auch 
die Privatarchive vieler an den Gründungsverhandlungen beteiligter Persönlichkeiten 
zur Verfügung standen. Die aus ihnen gewonnenen Aufschlüsse wurden dann noch 
ergänzt durch eine systematische Korrespondenz und nicht zuletzt durch die persön­
liche Befragung zahlreicher Beteiligter. Der Verfasser konnte diese umfangreiche 
und zeitraubende Kleinarbeit nur mit Unterstützung des Forschungsausschusses 
der Vereinigung für die Wissenschaft von der Politik durchführen, dem dafür an 
dieser Stelle herzlich gedankt sei.

Man wird manche, z. T. durch die Methode der Arbeit bedingte Längen und Über­
schneidungen in der Darstellung mit in Kauf nehmen müssen, und man soll auch die 
Möglichkeit nicht ausschalten, daß mancher seiner Gewährsmänner den Autor begreif­
licherweise subjektiv unterrichtet haben könnte. Auch wenn das durch die gründliche 
Benutzung der in Frage kommenden Literatur, namentlich der nach 1945f46 ent­
standenen, und durch die Beobachtung der praktisch-parlamentarischen Betätigung 
der beiden behandelten Parteien nicht in allen Fällen zu korrigieren gewesen sein 
sollte, so bleibt doch das Hauptergebnis der Arbeit wichtig genug. Sie schafft darüber 
Aufklärung, wie sich in den verschiedenen regionalen Zirkeln in großer Mannigfaltig­
keit die Auseinandersetzung über die grundlegende Frage abspielte, ob das durch 
Hitler 1933 wie alle anderen Parteien aufgelöste Zentrum in der alten Form einer 
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katholischen Partei Wiederaufleben oder ein neues Gebilde auf interkonfessioneller 
Grundlage entstehen sollte. Das Resultat ist ein wertvoller Beitrag zur Erkenntnis 
der Frage, ob und wie der für unsere Zukunft schlechthin entscheidende Gedanke 
der Demokratie sich durchsetzen wird, und zwar nicht nur im parteibildenden Sinne, 
sondern im Verhältnis des Individuums zum Staat.
Uber Parteipolitik und Parlamentarismus hinaus müssen Demokratie und Staat in 
Deutschland zu einer unauflöslichen Einheit werden. In dem Glauben an die Verwirk­
lichung dieses hohen Zieles kann nur gestärkt werden, wer auf den nachfolgenden 
Seiten liest, daß ihm auch aus Kreisen zugestrebt wird, die in der Vergangenheit 
anders orientiert waren.
Der Arbeit des Verfassers mögen deshalb ähnliche über andere Parteien folgen, einerlei, 
ob auf Zonen- oder auf Bundesebene. Nach gleicher Methode wäre z. B. darzu­
stellen, wie es zur Bildung einer zweiten bürgerlichen Partei auf liberaler Grundlage, 
der FDP, kam, und wären die bisherigen Ansätze konservativer Parteibildung zu 
untersuchen. Die Kommission wird bemüht sein, die angedeuteten und ähnliche 
andere Probleme klären zu helfen.

Bonn/Berlin, Anfang August 1953
Prof. Dr. Alfred Herrmann
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V orbemerkung

Die vorstehende Arbeit behandelt ein zeitgeschichtlich-politisches Thema: die 
Entstehung einer politischen Partei und die Wiedergründung einer anderen in 
einem Teil Deutschlands nach dem letzten Kriege. Wegen der vom historisch­
wissenschaftlichen Standpunkt gegen diesen Versuch sicher vorzubringenden 
Bedenken dürfte es notwendig sein, einen Überblick über das der Arbeit zu­
grunde liegende Material zu geben und die gebotenen Grenzen des Themas zu 
bezeichnen.

Für die Arbeit standen die Archive der Geschäftsstellen der Christlich- 
Demokratischen Union und der Deutschen Zentrumspartei zur Verfügung. 
Benutzt wurden vor allem die Protokolle der Verhandlungen der Aktions­
ausschüsse und anderer vorbereitender Gremien aus der Zeit 1945/46, der Schrift­
verkehr mit der Militärregierung, Propagandamaterial (Flugblätter, Broschüren 
u. ä.), Finanzierungspläne und Statistiken über die Mitgliederbewegung.

Da die Untersuchung im wesentlichen die Zeit vor der offiziellen Gründung der 
Parteien behandelt, kam den Privatarchiven der an den vorbereitenden Ge­
sprächen und Verhandlungen beteiligten Persönlichkeiten größere Bedeutung zu. 
In diesen fanden sich neben Programmentwürfen auch Betrachtungen zur 
politischen Lage jener Zeit, Terminkalender, umfangreiche Briefwechsel und 
Protokolle über damalige Besprechungen.

Als weitere schriftliche, allerdings nur bedingt zuverlässige Quellen sind 
Zeitungen und einige wenige Zeitschriften der ersten Nachkriegszeit heran­
gezogen worden.

Eine wesentliche Ergänzung bildeten die Gespräche und Korrespondenzen des 
Verfassers mit über einhundert Persönlichkeiten, die 1945 an den zur Gründung 
der CDU (Christlich-Demokratische Union) und des Zentrums (Deutsche 
Zentrumspartei) führenden Verhandlungen teilgenommen haben. Eine nament­
liche Übersicht findet sich zusammen mit einem Verzeichnis der benutzten 
Privat- und Parteiarchive am Schluß der Arbeit.

Es ist dem Verfasser ein Bedürfnis, allen diesen Persönlichkeiten für die ent­
gegenkommende und offenherzige Unterstützung seiner Arbeit und für das 
ihm entgegengebrachte Vertrauen seinen Dank zu sagen.

*

Der Ausgang des letzten Krieges hatte in Deutschland neben dem französi­
schen Protektoratsgebiet (Saarland) und dem polnischen Verwaltungsgebiet 
(östlich der Oder/Neiße) vier de facto nur locker miteinander verbundene Zonen 
geschaffen, die von je einer Besatzungsmacht nach mehr oder minder gemein­
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samen Gesichtspunkten und Richtlinien regiert und verwaltet wurden. Die 
Unterschiede zeigten sich besonders in der Interpretation der Begriffe und Ziele, 
die der gemeinsamen Politik zugrunde hegen sollten. Meinungsverschiedenheiten 
zeigten sich ferner in den von den einzelnen Alliierten vertretenen Wünschen zur 
deutschen Frage.

Die Neu- oder Wiedergründung von politischen Parteien ging darum in den 
einzelnen Zonen ganz unterschiedlich vor sich. Die vorliegende Untersuchung 
wird sich fast ausschließlich mit den Verhältnissen in der britischen Besatzungs­
zone befassen.

Die sowjetische Militärregierung regelte durch eine Verordnung die Frage und 
Möglichkeit deutscher politischer Parteienbildung eher als die westalliierten 
Besatzungsmächte1). Rein äußerlich warf dadurch die Formierung der Parteien­
konstellation in der russischen Besatzungszone in gewissem Sinne ihre Schatten 
auf die nachfolgende Entwicklung in Deutschland. Dieser Sachverhalt veranlaßte 
den Verfasser, die Berliner Gründung der Christlich-Demokratischen Union mit 
in die Darstellung einzubeziehen. Berlin wiederum war aber auch das Vorbild für 
die Gründung von Parteien im ganzen Gebiet der „Sowjetzone“. Die Arbeit zieht 
daher auch die Verhältnisse in dieser zum Vergleich heran; ihr Schwerpunkt liegt 
jedoch, wie schon ausgeführt, auf der Darstellung der Verhältnisse in der briti­
schen Zone. Einschränkend muß dazu noch festgestellt werden, daß die Gründung 
der Berliner CDU ohne Einfluß auf die Entwicklung in Westdeutschland war, 
da gegenseitig keine Nachrichtenverbindungen bestanden und beide Vorgänge 
zudem gleichzeitig einsetzten2).

i) Befehl Nr. 2 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland (betr. 
Bildung und Tätigkeit antifaschistischer Parteien und freier Gewerkschaften auf dem Territorium 
der sowjetischen Besatzungszone in Deutschland), Berlin, 19. Juni 1945. Abdruck in: „Befehle 
des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland“, Sammelheft 1/1945, 
Verlag der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland, Berlin 1946.

Die gesetzliche Regelung der Zulassung der Parteien in der britischen Besatzungszone erfolgte 
am 15. September 1945 durch die Verordnungen 8 bis 12 der Britischen Militärregierung.

2) Der Berliner Aufruf der Christlichen Demokraten wurde am 16. Juni 1945 verfaßt. Am 
17. Juni 1945 entschied sich in Köln eine Versammlung von 18 früheren Zentrumspolitikern für 
die Preisgabe des Zentrums und die Errichtung einer Christlich-Demokratischen Partei.

Im Juni 1945 begannen in Essen und Wattenscheid Beratungen unter früheren westfälischen 
Zentrumspolitikem, die in der gleichen Richtung verliefen.

Der in der Arbeit behandelte Zeitabschnitt wird durch die deutsche Kapitula­
tion am 8. Mai 1945 einerseits und durch die offizielle Gründung des „Zonen­
ausschusses“ der Christlich-Demokratischen Union in der britischen Zone am 
1. März 1946 andererseits bestimmt.

Dargestellt wird somit ein Zeitraum, in dem sich die politischen Gespräche 
einzelner Gruppen in verschiedenen Gebieten der Zone bis zur Bildung eines 
Zonenverbandes entwickelten.

Umfaßt auch die eigentliche Untersuchung nur eine Zeit von knapp einem 
Jahr, so war es doch unerläßlich, auf frühere Ereignisse in Deutschland zurück- 
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und auf spätere Entwicklungen vorzugreifen. Denn obwohl es in den ersten 
Jahren nach dem Kriege keine verantwortliche deutsche Regierung gab, fielen 
doch für die deutsche Parteienkonstellation bedeutsame Entscheidungen, die die 
spätere politische Entwicklung bestimmten.

Neben die geographische und zeitliche Begrenzung der Arbeit trat eine vom 
Inhalt her bestimmte. Es ist selbstverständlich heute noch nicht möglich, einen 
politischen Vorgang der jüngsten Vergangenheit, der zudem durch die Besatzung 
eng mit der weltpolitischen Lage verwoben war, schon einer historischen Wer­
tung, der es auf den allgemeinen Zusammenhang und die einzelnen Auswirkungen 
ankommen muß, zu unterziehen. Dem Verfasser kam deshalb nur zu, die eigent­
liche Geschichte der Entstehung der beiden Parteien, die enge Verbindungen 
aufweist, zu untersuchen.

In den Gebieten, in denen es früher die Zentrumspartei nicht gab, entsprach 
der Auseinandersetzung zwischen Christlichen Demokraten und Zentrum die 
zwischen den Anhängern der Liberaldemokraten und der Christlichen Demo­
kraten. Die Untersuchung dieser Auseinandersetzungen ergab sich somit als ein 
Teil des Themas. Ferner will der Verfasser noch darzustellen versuchen, wie sich 
CDU und Zentrum selbst verstanden, worin sie ihre Abgrenzung gegenüber 
anderen Parteien sahen und wie durch ihre Existenz die Parteienkonstellation 
im Nachkriegsdeutschland beeinflußt wurde.

Zur Rechtfertigung dieses Versuches gegenüber der historischen Wissenschaft 
sei es dem Verfasser zum Schluß gestattet, die Auffassung von Prälat Professor 
D. Dr. Georg Schreiber, Münster, über die Möglichkeit und Notwendigkeit zeit­
geschichtlicher Arbeiten zu zitieren3):

3) Schreiber, Dr. Georg: Zwischen Demokratie und Diktatur. Persönliche Erinnerungen an die 
Politik und Kultur des Reiches von 1919 bis 1944. Münster 1949, S. 48.

„Man hat oft gesagt, man müsse zur jüngsten Geschichte erst die Distanz schaffen. 
Es ist etwas Berechtigtes in dieser Auffassung. Aber das ist im Grunde genommen eine 
Theorie, die in Goldmark und jenseits der Bunker geschaffen wurde. Heute umgibt uns 
eine andere und weithin zerstörte Umwelt. Da heißt es, zunächst einmal quellenkund- 
lich arbeiten. Und was dann die umstrittene Darstellung angeht, so mag man zum 
weiteren Erinnerungen und Werturteile so früh wie möglich festhalten. Es ist in der Tat 
in den letzten Jahrzehnten unsäglich viel verlorengegangcn. Die Gewaltmethoden der 
Gestapo machten sich ebenso wie die Bombenangriffe geltend, um wichtige Quellen­
bezirke sehr empfindlich zu schädigen. Ganze Archive sind vernichtet, bei staatlichen 
und kirchlichen Behörden. Der Verlust der privaten Hand ist nicht minder groß. Mehr 
als je ist der literarische Rückgriff auf frühere Zeiten erwünscht.“
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Einleitung

Wer sind die „Christlich-Demokratische Union“ und die „Deutsche Zentrums­
partei“, und wie haben sich diese beiden Parteien nach dem Kriege 1939/45 ge­
bildet ? Die Beantwortung dieser beiden Hauptfragen soll in der nachfolgenden 
Darstellung versucht und damit gleichzeitig ein Beitrag zum Wesen und zur 
Problematik der gegenwärtigen deutschen Parteienkonstellation geleistet werden.

♦

Das für alle deutschen Nachkriegsparteien gleichermaßen bestehende, hier aber 
nur für die beiden genannten zu behandelnde wichtigste Problem ergibt sich 
unmittelbar aus der doppelsinnigen deutschen Situation von 1945. Während die 
Alliierten in allen anderen kontinentaleuropäischen Staaten als „Befreier“ ein­
zogen, eroberten sie Deutschland als „Sieger“. Das Ende des Krieges bedeutete 
für Deutschland primär die Niederlage. Diese wiederum beendete aber die 
Illegalität nichtnationalsozialistischer politischer Gruppen und war aus deren 
Aspekt eine „Befreiung“.

Diese doppelte Bedeutung der politischen Situation Deutschlands im Jahre 
1945 drückte sich darin aus, daß die siegreichen Alliierten nach der Kapitulation 
der DeutschenWehrmacht am 8. Mai 1945 die noch bestehende deutsche Regie­
rung beseitigten bzw. nicht anerkannten und am 5. Juni 1945 erklärten, daß die 
oberste Gewalt in Deutschland fortan von dem durch ihre Regierungen (ein­
schließlich Frankreich) errichteten gemeinsamen Kontrollrat, der für die Durch­
führung ihrer politischen Ziele in Deutschland die entsprechenden Richtlinien 
abfassen solle, ausgeübt werde.

Gleichzeitig waren aber zwei dieser politischen Ziele der Alliierten — die Ent­
machtung des Nationalsozialismus und die Demokratisierung4) — auch das 
politische Ziel der Kräfte in Deutschland, die sich während der nationalsozialisti­
schen Zeit in der „inneren Opposition“5) oder in der Emigration6) gesammelt 

4) Erklärung der Regierungschefs der UdSSR, Großbritanniens und der USA am 11. November 
1944 in Jalta. In Keesings „Archiv der Gegenwart“, Rand 1945. Essen 1949. S. 87.

Potsdamer Reschlüsse, August 1945, im Gesetzblatt des Alliierten Kontrollrates für Deutsch­
land, Berlin 1945.

6) Als „innere Opposition“ wird hier und im folgenden die politische und geistige Bewegung in 
Deutschland bezeichnet, die während der nationalsozialistischen Zeit für die Beseitigung der 
Regierung bzw. für die Überwindung der nationalsozialistischen Lehren eintrat und insgeheim 
agitierte; z. B. der Kreisauer Kreis, der Goerdeler-Kreis u. a.

6) Zahlreiche politische Gegner des nationalsozialistischen Regimes emigrierten nach 1933. 
Darunter waren nicht nur die bedeutendsten Vertreter des sozialdemokratischen Parteivorstandes 
(Ollenhauer, Stampfer u. a.), sondern auch Zentrums- und sogar Rechtspolitiker, so z. B. 
Dr. Brüning, Dr. Spiecker, Treviranus.
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hatten. Wie für die Alliierten, so war für diese Kräfte die Beseitigung des natio­
nalsozialistischen Regimes die Voraussetzung für die Durchsetzung ihrer politi­
schen Pläne. Daß die Alliierten und diese deutschen Gruppen in der Inter­
pretation der Begriffe „Entnazifizierung und Demokratisierung“ verschiedene 
Wege gingen, spielt für die Ausgangsstellung beider keine entscheidende Rolle.

Der Anspruch deutscher politischer Kräfte, eine selbständige deutsche politi­
sche Willensbildung darzustellen, schloß das Ziel ein, eine deutsche Regierung zu 
bilden, deutsche Interessen zu vertreten. Auf dem Weg zu diesem Ziel aber 
mußten die Probleme in Zusammenarbeit mit den siegreichen Alliierten gelöst 
werden.

Wenn das Resultat der Betrachtung der politischen Situation Deutschlands 
im Jahre 1945 wirklich die Feststellung ihrer Doppelbedeutung ist — die Arbeit 
versucht, diesen Nachweis zu erbringen —, dann wirft die Gründung politischer 
Parteien in jener Zeit eine Reihe von Fragen auf:
1. Handelte es sich bei diesen Parteien um politische Zusammenballungen, die 
sich aus der innerdeutschen politischen Entwicklung der Vergangenheit, d. h. 
im wesentlichen aus der Weimarer Republik und aus der „inneren Opposition“, 
herausgebildet hatten — oder waren es sogenannte „Satelliten-Parteien“, die 
kraft der Machtfülle der Alliierten in Deutschland unter deren Schutz zur Durch­
setzung alliierter politischer Ziele gegründet wurden ?
2. Welche Formen der Zusammenarbeit zwischen den Alliierten und den deut­
schen Parteien konnten sich herausbilden: Anlehnung an die Politik der Al­
liierten bzw. einer Besatzungsmacht oder Durchsetzung eigener Ziele und Auf­
fassungen beim Wiederaufbau der staatlichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Ordnung ?
3. Unter welchen Bedingungen konnten die politischen Parteien im Jahre 1945 
entstehen ? — Die Beantwortung dieser Frage macht es notwendig, einerseits den 
Raum zu umreißen, den die Alliierten oder einzelne Besatzungsmächte einer Ent­
faltung und Betätigung politischer Parteien zubilligen wollten, andererseits die 
innerdeutschen Bedingungen einer solchen politischen Entfaltung zu kennen.

*

Das Nahziel aller politischen Betätigung nach dem Kriege war zunächst die 
Steuerung der unmittelbaren Notlage.

Hierin gingen fast alle Kräfte einen Weg, dessen sichtbarer Ausdruck war, 
daß fast alle lokalen und provinzialen Selbstverwaltungskörperschaften und 
Vertretungen zunächst von allen zugelassenen Parteien oder überhaupt nicht 
nach politischen, sondern nur nach fachlichen Gesichtspunkten gebildet wurden.

Es handelte sich aber nicht nur um die Bekämpfung der akuten Notlage allein, 
sondern auch um einen meist von Grund auf vorzunehmenden Neuaufbau des 
aufgelösten Staatswesens mit einer neuen Wirtschafts- und Sozialordnung. Ab­
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